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Anhörung Verkehrsausschuss des Deutschen Bundestages am 25. 

Juni 2018: Stellungnahme der Deutsche Umwelthilfe e.V. 

 

Ausgangssituation 

An etwa 50% der verkehrsnahen Messstellen wurde 2017 der seit 2010 geltende Jahresmittelwert 

der Konzentration von Stickstoffdioxid (NO2) von 40 µg/m³ überschritten. Die anhaltend hohe 

Belastung führt zu schwerwiegenden gesundheitlichen Belastungen. Die Europäische Umweltagentur 

beziffert in ihrem Air Quality Report 2017 die Zahl der vorzeitigen Todesfälle im Jahr 2014 auf 12.860. 

NO2 verursacht unter anderem Atemwegs- sowie Herz-Kreislauf-Erkrankungen. Das 

Umweltbundesamt veröffentlichte im März 2018 eine Studie zu den gesundheitlichen Auswirkungen 

von NO2-Belastungen unterhalb des EU-Grenzwerts. Die Studie zeigt unter anderem, dass acht 

Prozent der bestehenden Erkrankungen an Diabetes mellitus in Deutschland im Jahr 2014 auf 

Stickstoffdioxid in der Außenluft zurückzuführen waren. Dies entspricht etwa 437.000 

Krankheitsfällen. Bei bestehenden Asthmaerkrankungen liegt der Anteil der Erkrankungen, die auf 

die Belastung mit NO2 zurückzuführen sind, mit rund 14 Prozent sogar noch höher. Dies entspricht 

etwa 439.000 Krankheitsfällen. Insbesondere Kinder und ältere Menschen, aber auch Schwangere 

und deren ungeborenen Kinder gelten als besonders gefährdet.  Die EU-Grenzwertsetzung war 

bereits in den 90er Jahren des vergangenen Jahrhunderts umstritten. Die Schweiz hatte bereits im 

Jahr 1986 auf Empfehlung der Weltgesundheitskommission einen Wert von 30 µg/m³ 

festgeschrieben und die gesundheitlichen Gefahren wurden hierin detailliert aufgeführt (s. Anlage) 

Die anhaltende NO2-Grenzwertüberschreitungen haben zur Folge, dass die EU Kommission vor 

wenigen Wochen entschieden hat, die Bundesrepublik vor dem Europäischen Gerichtshof im 

Rahmen eines Vertragsverletzungsverfahren zu verklagen. Die Deutsche Umwelthilfe e.V. führt seit 

2011 insgesamt 28 Klageverfahren zur Einhaltung der NO2-Luftqualitätswerte in neun 

Bundesländern. Am 27. Februar 2018 bestätigte das Bundesverwaltungsgerichts in Leipzig die 

Zulässigkeit von Fahrverboten für Dieselfahrzeuge (BVerwG 7 C 26.16), (BVerwG 7 C 30.17). In einer 

ersten Anwendung des Grundsatzentscheids verurteilte das VG Aachen am 8. Juni 2018 (AZ 6 K 221 

1/15) das Land NRW faktisch zur Einführung von zonalen Dieselfahrverboten ab dem 1. Januar 2019. 

Die DUH geht davon aus, dass in den 27 weiteren Verfahren entsprechende Urteile ergehen werden 

und noch im Jahr 2018 klar wird, dass in allen größeren Städten schmutzige Diesel Einfahrverbote 

erfahren.  

 

Bisherige Maßnahmen der Bundesregierung weitgehend unwirksam 

Mit Blick auf Minderung von NOx-Emissionen aus der Hauptquelle der Belastung – Diesel-Pkw – ist 

die Wirkung der bisher beschlossenen Maßnahmen der Bundesregierung praktisch gleich null. Aus 

dem im Herbst 2017 mit großem Getöse verkündeten „Sofortprogramm“ ist bislang kein Cent 

abgeflossen. Keine einzige Nachrüstung eines ÖPNV Busses wurde bislang aus dem Programm 

finanziert. Auch die angeblichen Software-Updates außerhalb des amtlich verfügten VW-Rückrufs 

sind bis heute bei weit unter 10% der zugesagten Fahrzeuge erfolgt. Ein mit den 
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Automobilherstellern vereinbartes Anreizprogramm zum Kauf von Neufahrzeugen bei gleichzeitiger 

Stilllegung von Diesel Pkw der Euronormen 4 und älter soll den Flottenaustausch beschleunigen. 

Absurderweise verkauften die Diesel-Konzerne ihre Ladenhüter mit besonders hohen NOx-

Emissionen und in mehreren Fällen sogar mit weiter enthaltenen illegalen Abschalteinrichtungen im 

Rahmen des Programmes. Besonders auffallend war Audi mit dem Audi A6 und A7 3.0 Liter Diesel 

Euro 6, deren Produktion aktuell gestoppt und die Zulassung dieser Betrugsdiesel aktuell nicht 

möglich ist.  

Die Wirksamkeit der Software-Updates liegt im Sommerhalbjahr bei bestenfalls 20-25% 

Verbesserung der NOx-Werte, im Winterhalbjahr bei 0%. Außerhalb der verpflichtenden VW-

Rückrufe sind derzeit ca. 150.000 Fahrzeuge mit einem freiwilligen Software-Update versorgt 

worden, das entspricht ca. 1% des deutschen Diesel-Bestandes. Insofern lässt sich einfach errechnen, 

dass die freiwilligen Software-Updates aktuell keinen, aber auch bei Ausdehnung auf die 2 Mio. 

betroffenen Fahrzeuge nur rudimentären Beitrag leisten werden. 

Für alle Städte und Gemeinden, deren NO2-Belastung mehr als 10% über dem EU-Grenzwert liegt, 

werden die bisher beschlossenen Maßnahmen somit nicht ausreichen, eine sichere Einhaltung der 

EU-Luftreinhaltewerte sicherzustellen. 

 

Technische Nachrüstung ist zwingend notwendig 

Die DUH hat seit Herbst 2015 auf die Notwendigkeit hingewiesen, dass alle Diesel-Pkw mit illegalen 

Abschalteinrichtungen (dies ist faktisch der gesamte Bestand der bis 2017 zugelassenen Euro 5+6 

Diesel-Modelle und auch ein erheblicher Teil der 2018 zugelassenen Diesel) entweder stillgelegt oder 

technisch so nachzurüsten sind, dass diese auf der Straße bei vergleichbarer Belastung wie im Labor 

die EU-Grenzwerte einhalten. Übrigens auch und gerade bei niedrigen Temperaturen. 

Nachdem die Automobilindustrie dies als „technisch unmöglich“ dargestellt hat, zeigte die DUH die 

Machbarkeit im Sommer 2016 im Rahmen technischen Workshops bei VW. Mit Originalteilen gelang 

es, einen VW-Passat mit Betrugssoftware und 1.000 mg NOx/km auf Einhaltung der EU 6 Grenzwerte 

von 80 mg NOx/km, gemessen jeweils auf der Straße, technisch nachzurüsten. 

Verschiedene Folgeuntersuchungen, darunter die des Landes Baden-Württemberg, des ADAC sowie 

mehrerer Autozeitschriften bestätigten diese Werte auch bei weiteren Nachrüstungen in derselben 

Größenordnung. Das im Januar 2018 im Auftrag des Bundesverkehrsministeriums erstellte Gutachten 

von Prof. Wachtmeister belegt zudem, dass für einen großen Teil der Fahrzeuge derartige SCR-

Systeme bereits durch die Hersteller fertig entwickelt sind und in früheren Jahren als 

aufpreispflichtiges Zubehör für 1.100 bis 1.900 € angeboten wurden.  

Das Emissions-Kontroll-Institut der DUH (EKI) hat Fahrzeuge vor und nach einem Hardware-Update 

untersucht. Die Ergebnisse zeigen, dass die Hardwarenachrüstung von Diesel-Pkw mit SCR-Systemen 

die Absenkung der NOx-Emissionen auf das Niveau der besten OEM-Diesel-Pkw der Schadstoffklasse 

Euro 6 ermöglicht (https://www.duh.de/projekte/eki-kontrollen/eki-ergebnisse/). Bei einem VW 

Passat B 7 1.6 TDI, Erstzulassung 08.2014, Euro 5 (EA 189 Motor mit Betrugssoftware) wurde ein 

SCR-System nachgerüstet. Vor der Nachrüstung stieß das Fahrzeug im Schnitt von 10 Messfahrten 

1.030 mg NOx/km aus. Nach der Nachrüstung reduzierten sich die Emissionen ebenfalls im Schnitt 
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auf 69 mg NOx/km bzw. 52 mg NOx/km (mit Harnstoffeinspritzung und mit bzw. ohne Regeneration 

während der 10 Messfahrten). Damit liegt das Emissionsniveau des Euro 5 Fahrzeuges nach der 

Nachrüstung unterhalb des NOx-Grenzwertes für Euro 6.  

Die DUH fordert die Durchführung der technischen Nachrüstung aller betroffener ca. 11 Millionen 

Diesel Pkw der Eurostufen 5 und 6, die mit einer illegalen Abschalteinrichtung ausgestattet sind.  

Die Nachrüstung muss nach Ansicht der DUH durch die Hersteller erfolgen und ausschließlich durch 

diese verantwortet und finanziert werden. Nur so ist eine korrekte Ansteuerung des SCR-Systems 

durch die von den Herstellern programmierte Motorsteuerung sichergestellt. Im Ergebnis muss der 

aktuelle EU6-Grenzwert für NOx auf der Straße auch bei winterlichen Minusgraden sicher 

eingehalten werden.  

Durch die verpflichtende technische Nachrüstung wäre der Wertverlust der betroffenen Diesel-

Fahrzeuge gestoppt und die Mobilität der betroffenen Fahrzeugeigner in den belasteten 

Innenstadtbereichen sichergestellt. Dergestalt nachgerüstete Bestandsfahrzeuge können von 

Verkehrsbeschränkungen ausgenommen werden.  

Die Finanzierung und Durchführung sowie Übernahme der Fahrzeug- und Bauteilgewährleistung 

muss durch die Fahrzeughersteller erfolgen. Die DUH rechnet mit durchschnittlichen Kosten von 

1.500 Euro pro Fahrzeug.  

 

Auch Benzin GDI Fahrzeuge müssen nachgerüstet werden 

Benzin Pkw mit Direkteinspritzung (GDI) weisen im Bestand sehr hohe Emissionen von ultrafeinen 

Partikeln auf, die besonders gesundheitsgefährdend sind. Messungen im Auftrag der DUH seit dem 

Jahr 2010 haben das wiederholt gezeigt. Ebenso belegen die von uns beauftragten Messungen, dass 

die Nachrüstung mit einem Benzinpartikelfilter diese Emissionen so reduzieren, dass sie den auch für 

Dieselfahrzeuge geltenden Partikelanzahl-Grenzwert sicher einhalten. Eine serienmäßige Ausstattung 

von Neufahrzeugen ist ab 2019 wahrscheinlich, aber praktisch alle Bestandsfahrzeuge haben deutlich 

zu hohe Partikelanzahl-Emissionen.  

 

Welche Diesel-Fahrzeuge sollten nachgerüstet werden? 

Um eine in den hochbelasteten Stadtbereichen ausreichende NO2-Minderung zu erzielen, ist wie 

bereits ausgeführt die technische Nachrüstung aller ca. 10 bis 11 Millionen betroffenen Euro 5 und 

Euro 6 Diesel Pkw erforderlich.  

Die Frage der technischen Nachrüstung wird derzeit eingeschränkt auf die kommenden Diesel-

Fahrverbote in den bekannten Städten mit Überschreitung der NO2-Grenzwerte diskutiert. 

Verkehrsnahe stationäre Messstationen sind in nur 154 von insgesamt mehr als 11.092 Städten und 

Gemeinden in Deutschland zu finden. So bleibt die faktisch hohe Belastung vieler bisher amtlich nicht 

beobachteter Orte trotz der tatsächlich hohen Luftbelastung, die mit Citizen Science Messungen der 

DUH und diverser Rundfunkanstalten ermittelt wurde, unberücksichtigt. Messreihen der DUH und 

weiterer Akteure (darunter SWR, RBB, Green City München, VCD), die mittels Passivsammler die 

NO2-Konzentration über einen Zeitraum von ein bzw. zwei Monaten erfasst hatten, zeigen auch 
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abseits der amtlichen Messstellen NO2-Konzentrationen, die eine Überschreitung des 

Jahresmittelwertes ziemlich eindeutig belegen. Darüber hinaus weisen etwa Europäische 

Umweltagentur oder das Umweltbundesamt in ihren aktuellen Untersuchungen darauf hin, dass 

auch bei Exposition mit NO2 bei Konzentrationen unterhalb des Grenzwertes von 40µg/m³ 

ernsthafte Gesundheitsbelastungen sowie vorzeitige Todesfälle zu beklagen sind 

(https://www.umweltbundesamt.de/no2-krankheitslasten; EEA Air Quality Report 2017).  

Eine umfassende technische Nachrüstung für alle Fahrzeuge und nicht nur für solche, die an den 

bekannten Belastungsorten fahren, ist daher unverzichtbar.    

 

Verpflichtung der Hersteller zur Übernahme der Kosten 

Die Hersteller sind in der Pflicht, die Kosten für eine technische Nachrüstung zu übernehmen. Die 

Verwendung von Abschalteinrichtungen, die im Ergebnis zu den erhöhten NOx-Emissionen führt, ist 

rechtswidrig. Dies bestätigen das Rechtsgutachten des Wissenschaftlichen Dienstes des Deutschen 

Bundestages sowie das Gutachten von Martin Führ, die im Rahmen des 5. Untersuchungsausschusses 

der 18. Wahlperiode erstellt wurde. Die EU Verordnungen 715/2007 und 692/2008 sind in ihren 

Aussagen eindeutig. Ebenso eindeutig ist festgelegt, dass Abschalteinrichtungen, so sie denn ein 

Hersteller ausnahmsweise nutzen möchte, im Typzulassungsverfahren anzugeben sind, sodass die 

Zulassungsbehörde deren Zulässigkeit prüfen kann. In keinem der bislang bekannt gewordenen Fälle 

der Verwendung von Abschalteinrichtungen ist das der Fall. Die Fahrzeuge entsprechen also nicht der 

Typgenehmigung. Die vom Kraftfahrtbundesamt in einigen Fällen verfügten nachträglichen 

Nebenbestimmungen zur Typgenehmigung und zur Durchführung eines Software-Updates sind nicht 

ausreichend, um dies zu beheben. Denn zum einen sind die Minderungswirkungen des Updates nicht 

ausreichend, zum anderen sind auch nach dem Update weitere Abschalteinrichtungen aktiv, wie am 

Beispiel des VW Sharan naheliegt.  

Weder Fahrzeughalter noch Steuerzahler sind für diese Misere verantwortlich, sondern allein der 

Hersteller. Bislang wurden in Deutschland trotz vorhandener rechtlicher Möglichkeiten keine 

Sanktionen gegen Hersteller ausgesprochen, die illegale Abschalteinrichtungen verwenden.   

 

Berlin, Juni 2018 

 

Anlage: Bundesamt für Umweltschutz Bern (Hg): Immissionsgrenzwerte für Luftschadstoffe in: 

Schriftenreihe Umweltschutz Nr. 52, Juni 1986 (Auszug NO2) 
















